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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

Az: B 14 AS 200/14 S 
 
L 8 AS 474/14 B ER (Sächsisches LSG) 
S 5 AS 749/14 ER (SG Chemnitz) 
 
 
 
…………………………., 
 
 
 Antragstellerin und Beschwerdeführerin, 
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Mittelsachsen, 
Am Landratsamt 3, 09648 Mittweida, 
 
 Antragsgegner und Beschwerdegegner. 
 

 

 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 9. Juli 2014 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  V o e l z k e    sowie die Richter   Prof. Dr.  B e c k e r  

und   Dr.  F l i n t  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Antragstellerin gegen den Beschluss des Sächsischen Landessozial-

gerichts vom 13. Mai 2014 wird als unzulässig verworfen.  

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten.  
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G r ü n d e : 

 

Das Sächsische Landessozialgericht (LSG) hat durch den zuvor genannten Beschluss die Be-

schwerde der Antragstellerin gegen den Beschluss des Sozialgerichts Chemnitz vom 19.3.2014 

wegen der Gewährung einstweiligen Rechtsschutzes zurückgewiesen. Gegen diese Entschei-

dung des LSG hat die Antragstellerin persönlich mit Schreiben vom 19.6.2014 beim LSG "sofor-

tige Beschwerde" eingelegt. Das LSG hat das Beschwerdeschreiben mit den vorinstanzlichen 

Akten dem Bundessozialgericht zur Entscheidung vorgelegt.  

 

Gegen die Entscheidung des LSG ist nach § 177 Sozialgerichtsgesetz (SGG) kein Rechtsmittel 

gegeben, ein Ausnahmefall iS von § 160a Abs 1 SGG oder § 17a Abs 4 Satz 4 Gerichtsverfas-

sungsgesetz liegt hier nicht vor. Die von der Antragstellerin dennoch eingelegte Beschwerde ist 

unzulässig (§ 73 Abs 4, § 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 SGG). Sie war daher ohne Beteiligung der 

ehrenamtlichen Richter in entsprechender Anwendung des § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 Abs 1 

SGG.  
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